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Empfehlung fiir eine
EMPFEHLUNG DES RATES

zum nationalen Reformprogramm D&nemarks 2017

mit einer Stellungnahme des Rates zum Konvergenzprogramm Danemarks 2017

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestutzt auf den Vertrag Uber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf
Artikel 121 Absatz 2 und Artikel 148 Absatz 4,

gestutzt auf die Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates vom 7. Juli 1997 iber den Ausbau
der haushaltspolitischen Uberwachung und der Uberwachung und Koordinierung der
Wirtschaftspolitiken®, insbesondere auf Artikel 9 Absatz 2,

auf Empfehlung der Europaischen Kommission?,

unter Beriicksichtigung der EntschlieRungen des Europaischen Parlaments®,
unter Bertcksichtigung der Schlussfolgerungen des Europdischen Rates,
nach Stellungnahme des Beschéaftigungsausschusses,

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Finanzausschusses,

nach Stellungnahme des Ausschusses fir Sozialschutz,

nach Stellungnahme des Ausschusses fiir Wirtschaftspolitik,

in Erwégung nachstehender Grinde:

1) Am 16. November 2016 nahm die Kommission den Jahreswachstumsbericht* an, mit
dem das Europaische Semester fur wirtschaftspolitische Koordinierung 2017
eingeleitet wurde. Die Priorititen des Jahreswachstumsberichts wurden am
9./10. Méarz 2017 vom Européischen Rat gebilligt. Am 16. November 2016 nahm die
Kommission auf der Grundlage der Verordnung (EU) Nr.1176/2011 den
Warnmechanismus-Bericht® an, in dem sie Danemark nicht als einen der
Mitgliedstaaten nannte, firr die eine eingehende Uberpriifung durchzufiihren sei.

(2) Der Léanderbericht 2017 fiir Danemark® wurde am 22. Februar 2017 veréffentlicht.
Darin wurden die Fortschritte Déanemarks bei der Umsetzung der landerspezifischen
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Empfehlungen des Rates vom 12. Juli 2016, bei der Umsetzung der Empfehlungen
der Vorjahre und bei der Verwirklichung seiner nationalen Ziele im Rahmen von
Europa 2020 bewertet.

Am 28. April 2017 Ubermittelte Dédnemark sein nationales Reformprogramm 2017
und sein Konvergenzprogramm 2017. Um wechselseitigen Zusammenhédngen
Rechnung zu tragen, wurden beide Programme gleichzeitig bewertet.

Die einschlagigen landerspezifischen Empfehlungen wurden in den Programmen der
Mitgliedstaaten flr die Europdischen Struktur- und Investitionsfonds (ESI-Fonds) fiir
den Zeitraum 2014-2020 berucksichtigt. Wie in den Rechtsvorschriften tiber die ESI-
Fonds’ vorgesehen, kann die Kommission einen Mitgliedstaat zur Uberarbeitung und
Anderung seiner einschlagigen ESI-Fonds-Programme auffordern, wenn dies fiir die
Forderung der Umsetzung der einschlégigen landerspezifischen Empfehlungen
notwendig ist. Die Kommission hat weitere Leitlinien fir die Anwendung dieser
Vorschriften bereitgestellt.?

Dénemark unterliegt zurzeit der prdaventiven Komponente des Stabilitats- und
Wachstumspakts. In ihrem Konvergenzprogramm 2017 sieht die Regierung vor, im
Jahr 2017 ein oOffentliches Gesamtdefizit von 1,9 % des BIP zu erreichen und
waéhrend des gesamten Programmzeitraums bis 2020 weiterhin das mittelfristige
Haushaltsziel — ein strukturelles Defizit von 0,5 % des BIP — zu erflllen. Dem
Konvergenzprogramm zufolge wird die gesamtstaatliche Schuldenquote im Jahr
2017 auf 37,0 % sinken und bis 2020 weiter auf 33,9 % zuriickgehen. Das diesen
Haushaltsprojektionen zugrunde liegende makrodkonomische Szenario ist fiir den
Programmzeitraum plausibel. Ausgehend von der Friihjahrsprognose 2017 der
Kommission durfte der strukturelle Saldo voraussichtlich ein Defizit von 0,4% des
BIP im Jahr 2017 und von 0,1% des BIP im Jahr 2018 erreichen, womit er
weitgehend mit dem Programmziel Ubereinstimmen und Uber dem mittelfristigen
Haushaltsziel liegen wirde. Insgesamt ist der Rat der Auffassung, dass Danemark die
Bestimmungen des Stabilitats- und Wachstumspakts in den Jahren 2017 und 2018
voraussichtlich erfillt.

In  demografisch  schwierigen  Zeiten ist die  Gewahrleistung  des
Arbeitskréfteangebots eine Voraussetzung fur nachhaltiges Wachstum in Dédnemark.
In den vergangenen Jahren wurde eine Reihe grundlegender Arbeitsmarktreformen
auf den Weg gebracht, die insbesondere darauf abzielen, die Arbeitsanreize zu
verstarken und die Wirksamkeit aktiver arbeitsmarktpolitischer MaRnahmen zu
verbessern. Diese Reformen konnten dazu beitragen, die danischen
Beschéftigungsziele der Strategie Europa 2020 zu verwirklichen, die Tragfahigkeit
des déanischen Sozialmodells zu gewadhrleisten und dem sich abzeichnenden
Arbeitskraftemangel in bestimmten Berufen entgegenzuwirken. Durch Reformen zur
Erh6hung der Beteiligungs- und Abschlussquoten in der beruflichen Bildung und

Artikel 23 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom
17. Dezember 2013 mit gemeinsamen Bestimmungen Uber den Europédischen Fonds fiir regionale
Entwicklung, den Europdischen Sozialfonds, den Kohdsionsfonds, den Europdischen
Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des landlichen Raums und den Europdischen Meeres- und
Fischereifonds sowie mit allgemeinen Bestimmungen Uber den Europédischen Fonds fiir regionale
Entwicklung, den Europdischen Sozialfonds, den Kohé&sionsfonds und den Europdischen Meeres- und
Fischereifonds und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates (ABI. L 347 vom
20.12.2013, S. 320).
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einem Dreierabkommen zur Schaffung von mehr Ausbildungsplétzen l&sst sich das
Fachkrafteangebot voraussichtlich erweitern. Das im Rahmen der Strategie
Europa 2020 verfolgte nationale Ziel fir soziale Eingliederung, das eine
Verringerung der Anzahl der in Haushalten mit sehr geringer Erwerbsintensitat
lebenden Menschen vorsieht, ist bei Weitem noch nicht erreicht. Die Eingliederung
benachteiligter Gruppen in den Arbeitsmarkt und die Verbesserung ihrer
Beschéftigungsfahigkeit stellen auch weiterhin eine Herausforderung dar. Dies gilt
insbesondere  fur aus  Nicht-EU-Landern  stammende  Menschen  mit
Migrationshintergrund (auch wenn sie bereits seit Langem in Dé&nemark leben), u. a.
da diese im Durchschnitt geringere Bildungserfolge erzielen als im Inland Geborene.
Diese Kluft setzt sich auch in zweiter Generation fort. Die bei den trilateralen
Verhandlungen 2016 vereinbarten MaRnahmen zur beruflichen Integration kénnten
die Situation fir neu angekommene Flichtlinge verbessern; ihre Situation muss
daher in Zukunft genau beobachtet werden. Es sollten jedoch noch weitere
MaRnahmen getroffen werden, um auch andere Randgruppen, wie junge Menschen
mit niedrigem Bildungsniveau und Arbeitnehmer (ber 60 Jahre, effizienter in den
Arbeitsmarkt einzugliedern.

Zur Unterstiitzung des Wirtschaftswachstums, zur Aufrechterhaltung des
vergleichsweise hohen sozialen Schutzes in Danemark und zur Sicherstellung der
langfristigen Wettbewerbsféhigkeit des Landes ist ein hoher Produktivitatszuwachs
unerl&sslich. Auch wenn die danische Produktivitdt im Vergleich zu anderen EU-
Mitgliedstaaten hoch ist, so ist der Produktivitatszuwachs seit geraumer Zeit
racklaufig. Insbesondere bei den auf den Inlandsmarkt ausgerichteten
Dienstleistungen stagnierte die Produktivitdt. Zwar hat Dé&nemark in den
vergangenen Jahren mehrere Reformen durchgefiihrt, doch fallt der
Produktivitatszuwachs aufgrund eines nach wie vor schwachen Wettbewerbs in
bestimmten Dienstleistungssektoren weiterhin gering aus. Der Wettbewerb wird —
etwa im GrofRhandel oder bei den Verkehrsdiensten — durch sektorspezifische
Beschrankungen behindert.

Im Rahmen des Europdischen Semesters hat die Kommission die Wirtschaftspolitik
Dénemarks umfassend analysiert und diese Analyse im L&nderbericht 2017
veroffentlicht. Sie hat auch das Konvergenzprogramm und das nationale
Reformprogramm sowie die Malinahmen zur Umsetzung der an Danemark
gerichteten Empfehlungen der Vorjahre bewertet. Dabei hat sie nicht nur deren
Relevanz fir eine auf Dauer tragfahige Haushalts-, Sozial- und Wirtschaftspolitik in
Dénemark  beriicksichtigt, sondern angesichts der Notwendigkeit, die
wirtschaftspolitische Steuerung der EU insgesamt durch auf EU-Ebene entwickelte
Vorgaben fur kunftige nationale Entscheidungen zu verstarken, auch deren
Ubereinstimmung mit EU-Vorschriften und -Leitlinien beurteilt.

Vor dem Hintergrund dieser Bewertung hat der Rat das Konvergenzprogramm
gepruft und ist zu der Auffassung gelangt, dass Danemark den Stabilitats- und
Wachstumspakt voraussichtlich einhalten wird —

EMPFIEHLT, dass Danemark 2017 und 2018

1.

mehr Wettbewerb im auf den Inlandsmarkt ausgerichteten Dienstleistungssektor
schafft.
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Geschehen zu Brussel am [...]

Im Namen des Rates
Der Président
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	unter Berücksichtigung der Schlussfolgerungen des Europäischen Rates,

